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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Gründung des Gemeinsamen 
Unternehmens „Shift2Rail“
(COM(2013)0922 – C7-0034/2014 – 2013/0445(NLE))

(Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an den Rat (COM(2013)0922),

– gestützt auf Artikel 187 und Artikel 188 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union, gemäß denen es vom Rat konsultiert wurde (C7-0034/2014),

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie 
(A7-0259/2014),

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 293 Absatz 2 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union und Artikel 106a des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft entsprechend zu ändern;

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 
gebilligten Text abzuweichen;

4. fordert den Rat auf, es erneut zu konsultieren, falls er beabsichtigt, den Vorschlag der 
Kommission entscheidend zu ändern;

5. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.
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Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Mit der Verordnung (EU) Nr. […]/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom […] 2013 über das 
Rahmenprogramm für Forschung und 
Innovation für den Zeitraum 2014–2010 
(Rahmenprogramm „Horizont 2020“)12 
wird eine größere Wirkung der 
Forschungs- und 
Innovationsanstrengungen angestrebt, 
indem EU-Finanzmittel und Mittel der 
Privatwirtschaft im Rahmen öffentlich-
privater Partnerschaften (ÖPP) in 
Bereichen zusammengeführt werden, in 
denen Forschung und Innovation zu den 
Zielen der allgemeinen 
Wettbewerbsfähigkeit der Union und zur 
Bewältigung gesellschaftlicher 
Herausforderungen beitragen können. Die 
Union kann sich an diesen Partnerschaften 
durch Finanzhilfen für gemeinsame 
Unternehmen beteiligen, die auf der 
Grundlage von Artikel 187 AEUV 
gegründet werden.

(3) Mit der Verordnung (EU) 
Nr. 1291/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates12 (das 
Rahmenprogramm „Horizont 2020“) wird 
eine größere Wirkung für Forschung und 
Innovation angestrebt, indem Finanzmittel 
des Rahmenprogramms „Horizont 2020“ 
und Mittel der Privatwirtschaft im Rahmen 
öffentlich-privater Partnerschaften in 
zentralen Bereichen zusammengeführt 
werden, in denen Forschung und 
Innovation zu den Zielen der allgemeinen 
Wettbewerbsfähigkeit der Union, zur 
Stimulierung privater Investitionen und 
zur Bewältigung gesellschaftlicher 
Herausforderungen beitragen können. 
Diese Partnerschaften sollten auf einem 
langfristigen Engagement und 
ausgewogenen Beiträgen aller Partner 
beruhen, hinsichtlich der Erreichung 
ihrer Ziele rechenschaftspflichtig sein 
und auf die strategischen Ziele der Union 
in den Bereichen Forschung, 
Entwicklung und Innovation ausgerichtet 
sein. Die Leitungsstruktur und die 
Funktionsweise solcher Partnerschaften 
sollten offen, transparent, effektiv und 
effizient sein und einem möglichst breiten 
Spektrum von in ihren jeweiligen 
Fachbereichen tätigen Interessenträgern 
auf der Grundlage eines langfristigen 
Engagements die Möglichkeit zur 
Teilnahme bieten. Die Union kann sich an 
diesen Partnerschaften durch Finanzhilfen 
für gemeinsame Unternehmen beteiligen, 
die auf der Grundlage von Artikel 187 
AEUV im Rahmen des Beschlusses 
Nr. 1982/2006/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates12a (das „Siebte 
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Rahmenprogramm“) gegründet werden.

__________________ __________________
12 ABl. … [RP „Horizont 2020“] 12 Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2013 über das 
Rahmenprogramm für Forschung und 
Innovation „Horizont 2020“ (2014–2020) 
und zur Aufhebung des Beschlusses 
Nr. 1982/2006/EG (ABl. L 347 vom 
20.12.2013, S. 104).
12a Beschluss Nr. 1982/2006/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2006 über das Siebte 
Rahmenprogramm der Europäischen 
Gemeinschaft für Forschung, 
technologische Entwicklung und 
Demonstration (2007 bis 2013) (ABl. 
L 412 vom 30.12.2006, S. 1).

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Gemäß dem Beschluss 
Nr. […]/2013/EU des Rates vom [...] 2013 
über das Spezifische Programm zur 
Durchführung des Rahmenprogramms 
für Forschung und Innovation 
„Horizont 2020“ (2014–2020)13 können 
gemeinsame Unternehmen, die auf der 
Grundlage des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ unter den Bedingungen 
des Beschlusses gegründet wurden, 
unterstützt werden.

(4) Gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1291/2013 und dem Beschluss 
Nr. 2013/743/EU des Rates13 können 
gemeinsame Unternehmen, die auf der 
Grundlage des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ unter den Bedingungen 
des genannten Beschlusses gegründet 
wurden, unterstützt werden.

__________________ __________________
13 ABl. ... [SP „Horizont 2020“] 13 Beschluss Nr. 2013/743/EU des Rates 

vom 3. Dezember 2013 über das 
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spezifische Programm zur Durchführung 
des Rahmenprogramms für Forschung 
und Innovation „Horizont 2020“ (2014–
2020) und zur Aufhebung der 
Entscheidungen 2006/971/EG, 
2006/972/EG, 2006/973/EG, 2006/974/EG 
und 2006/975/EG (ABl. L 347 vom 
20.12.2013, S. 965).

Begründung

Horizontale Frage. Dieser Änderungsantrag spiegelt das Ergebnis des Trilogs über das 
Investitionspaket für Innovationen wider.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Das Gemeinsame Unternehmen 
„Shift2Rail“ (im Folgenden „Gemeinsames 
Unternehmen S2R“) sollte eine ÖPP sein, 
durch die sich die Investitionen der Union 
in Forschung und Innovation für den 
Schienenverkehrssektor fördern und besser 
koordinieren lassen, damit der Übergang 
zu einem stärker integrierten, effizienten, 
nachhaltigen und attraktiven 
Eisenbahnverkehrsmarkt in der EU 
beschleunigt und erleichtert wird; dabei 
wird den Erfordernissen der Unternehmen 
der Eisenbahnbranche und dem 
übergeordneten Ziel der Vollendung eines 
einheitlichen europäischen 
Eisenbahnraums Rechnung getragen. 
Insbesondere sollte das Gemeinsame 
Unternehmen S2R zu spezifischen Zielen 
beitragen, die im Weißbuch von 2011 und 
im vierten Eisenbahnpaket festgelegt sind: 
dazu gehören eine verbesserte Effizienz 
des Schienenverkehrssektors zur 
Entlastung der öffentlichen Haushalte, ein 
beträchtlicher Ausbau oder die 

(7) Das Gemeinsame Unternehmen 
„Shift2Rail“ (im Folgenden „Gemeinsames 
Unternehmen S2R“) sollte eine ÖPP sein, 
durch die sich die Investitionen der Union 
in Forschung und Innovation für den 
Schienenverkehrssektor fördern und besser 
koordinieren lassen und gleichzeitig neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten geschaffen 
werden, damit der Übergang zu einem 
stärker integrierten, benutzerfreundlichen 
effizienten, nachhaltigen und attraktiven 
Eisenbahnverkehrsmarkt in der EU 
beschleunigt und erleichtert wird; dabei 
wird den Erfordernissen der Unternehmen 
der Eisenbahnbranche und dem 
übergeordneten Ziel der Vollendung eines 
einheitlichen europäischen 
Eisenbahnraums Rechnung getragen. 
Insbesondere sollte das Gemeinsame 
Unternehmen S2R zu spezifischen Zielen 
beitragen, die im Weißbuch von 2011 und 
im vierten Eisenbahnpaket festgelegt sind: 
dazu gehören eine verbesserte Effizienz 
des Schienenverkehrssektors zur 
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Modernisierung der Schienennetzkapazität, 
damit die Schiene effektiv konkurrieren 
und einen deutlich höheren Anteil des 
Personen- und Güterverkehrs übernehmen 
kann, eine verbesserte Qualität der 
Schienenverkehrsdienste durch 
Orientierung an den Bedürfnissen der 
Passagiere und der Spediteure, die 
Beseitigung von technischen Hindernissen, 
die dem Sektor in Bezug auf die 
Interoperabilität im Weg stehen, und die 
Verringerung der negativen mit dem 
Eisenbahnverkehr verbundenen externen 
Effekte. Die Fortschritte des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R im Hinblick auf die 
Verwirklichung dieser Ziele sollte anhand 
von zentralen Leistungsindikatoren 
gemessen werden.

Entlastung der öffentlichen Haushalte, ein 
beträchtlicher Ausbau oder die 
Modernisierung der Schienennetzkapazität, 
damit die Schiene effektiv konkurrieren 
und einen deutlich höheren Anteil des 
Personen- und Güterverkehrs übernehmen 
kann, eine verbesserte Qualität der 
Schienenverkehrsdienste durch 
Orientierung an den Bedürfnissen der 
Passagiere und der Spediteure, die 
Beseitigung von technischen Hindernissen, 
die dem Sektor in Bezug auf die 
Interoperabilität im Weg stehen, und die 
Verringerung der negativen mit dem 
Eisenbahnverkehr verbundenen externen 
Effekte. Die Fortschritte des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R im Hinblick auf die 
Verwirklichung dieser Ziele sollte anhand 
von zentralen Leistungsindikatoren 
gemessen werden.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Die Tätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R sollten offen und 
transparent sein; daher sollte es alle 
relevanten Informationen rechtzeitig an 
seine zuständigen Gremien weiterleiten 
sowie seine Tätigkeiten, darunter auch 
Informations- und 
Verbreitungsmaßnahmen, öffentlich 
bekannt machen. Die 
Geschäftsordnungen der Gremien des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R sollten 
veröffentlicht werden.

Begründung

Horizontale Frage. Dieser Änderungsantrag spiegelt das Ergebnis des Trilogs über das 
Investitionspaket für Innovationen wider.
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Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11a) Das Rahmenprogramm 
„Horizont 2020“ sollte zur Überbrückung 
der Forschungs- und Innovationskluft 
innerhalb der Union beitragen, indem es 
Synergien mit den europäischen Struktur- 
und Investitionsfonds (ESIF) fördert. 
Daher sollte das Gemeinsame 
Unternehmen S2R versuchen, eine enge 
Interaktion mit den ESIF zu entwickeln, 
die dazu beitragen können, lokale, 
regionale und nationale Forschungs- und 
Innovationskapazitäten auf dem Gebiet 
des Gemeinsamen Unternehmens S2R zu 
stärken und Bemühungen um eine 
intelligente Spezialisierung zu 
unterstützen.

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um seine Ziele zu erreichen, sollte das 
Gemeinsame Unternehmen S2R finanzielle 
Unterstützung bereitstellen, vor allem in 
Form von Finanzhilfen an Mitglieder und 
durch die am besten geeigneten 
Maßnahmen, z. B. die Vergabe von 
Aufträgen oder die Gewährung von 

(12) Um seine Ziele zu erreichen, eine 
gerechte Beteiligung anderer 
Unternehmen – insbesondere kleiner und 
mittlerer Unternehmen (KMU) – und 
Investoren sicherzustellen und die 
Modernisierung eines integrierten 
europäischen Schienenverkehrssektors zu 
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Finanzhilfen im Anschluss an 
Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen.

unterstützen, sollte das Gemeinsame 
Unternehmen S2R den Beitrag der Union 
zu den Maßnahmen im Rahmen von 
offenen und transparenten Verfahren 
bereitstellen, vor allem in Form von 
Finanzhilfen an Mitglieder, z. B. die 
Vergabe von Aufträgen oder die 
Gewährung von Finanzhilfen im Anschluss 
an offene und transparente 
Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12a) Mit Blick auf das übergeordnete 
Ziel des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“, eine stärkere 
Vereinfachung und Harmonisierung der 
europäischen Förderungsstruktur für 
Forschung und Innovation zu erreichen, 
sollten gemeinsame Unternehmen 
einfache Leitungsstrukturen entwickeln 
und Regelwerke vermeiden, die sich von 
denjenigen des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ unterscheiden.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Die Tätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R sollten transparent 
sein; daher sollte es alle relevanten 
verfügbaren Informationen an seine 
zuständigen Gremien weiterleiten sowie 
seine Tätigkeiten angemessen bekannt 

(13) Die Tätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R sollten offen und 
transparent sein, und es sollte ein 
Instrument für die Konsultation aller 
Interessenträger einführen, die Waren 
und Dienstleistungen des 
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machen. Schienenverkehrssektors nutzen; daher 
sollte es alle relevanten verfügbaren 
Informationen an seine zuständigen 
Gremien weiterleiten sowie seine 
Tätigkeiten angemessen bekannt machen.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Das Gemeinsame Unternehmen 
S2R sollte ferner elektronische Mittel 
nutzen, die von der Kommission verwaltet 
werden, um Offenheit und Transparenz 
sicherzustellen und die Beteiligung zu 
erleichtern. Daher sollten die von dem 
Gemeinsamen Unternehmen S2R 
organisierten Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen auch auf 
dem einheitlichen Portal für Teilnehmer 
sowie über andere von der Kommission 
verwaltete elektronische 
Verbreitungskanäle für „Horizont 2020“ 
veröffentlicht werden. Darüber hinaus 
sollten Daten über unter anderem 
Vorschläge, Antragsteller, Beihilfen und 
Teilnehmer vom Gemeinsamen 
Unternehmen S2R in einem 
angemessenen Format und in den 
Abständen, die der 
Berichterstattungspflicht der Kommission 
entsprechen, zur Verfügung gestellt 
werden, damit sie in die von der 
Kommission verwalteten elektronischen 
Berichterstattungs- und 
Verbreitungssysteme aufgenommen 
werden können.

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.
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Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14a) Unbeschadet der in Artikel 11 
genannten Zwischenbewertung und 
gemäß Artikel 32 der Verordnung (EU) 
Nr. 1291/2013 sollten gemeinsame 
Unternehmen als besonderes 
Finanzierungsinstrument des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ im 
Rahmen der Zwischenbewertung des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ 
einer eingehenden Überprüfung 
unterzogen werden, die unter anderem 
eine Analyse der Offenheit, Transparenz 
und Effizienz von öffentlich-privaten 
Partnerschaften auf der Grundlage von 
Artikel 187 AEUV umfasst.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Die Beteiligung an indirekten 
Maßnahmen, die durch das Gemeinsame 
Unternehmen S2R unterstützt werden, 
sollte der Verordnung (EU) Nr. …/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom ... 2013 über die Regeln für die 
Beteiligung am Rahmenprogramm für 
Forschung und Innovation 
„Horizont 2020“ (2014–2020)16 sowie für 
die Verbreitung der Ergebnisse 
entsprechen.

(16) Die Beteiligung an indirekten 
Maßnahmen, die durch das Gemeinsame 
Unternehmen S2R unterstützt werden, 
sollte der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates16 entsprechen. Darüber hinaus sollte 
das Gemeinsame Unternehmen S2R die 
einheitliche Anwendung dieser 
Vorschriften auf der Grundlage 
einschlägiger, von der Kommission 
angenommener Maßnahmen 
sicherstellen.

__________________ __________________
16 ABl. ... [BR „Horizont 2020“] 16 Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 
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vom 11. Dezember 2013 über die Regeln 
für die Beteiligung am Rahmenprogramm 
für Forschung und Innovation 
„Horizont 2020“ (2014–2020) sowie für 
die Verbreitung der Ergebnisse und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1906/2006 (ABl. L 347 vom 
20.12.2013, S. 81).

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16a) Das Gemeinsame Unternehmen 
S2R sollte die Definitionen der OECD 
zum Technologie-Reifegrad bei der 
Einstufung der technologischen 
Forschung, Produktentwicklung und 
Demonstration berücksichtigen.

Begründung

Horizontale Frage, die alle gemeinsamen Technologieinitiativen betrifft, die Forschung auf 
Gebieten betreiben, in denen das Konzept des Technologie-Reifegrads verbreitet ist, wie die 
Verkehrsforschung. Dieser Änderungsantrag spiegelt das Ergebnis des Trilogs über das 
Investitionspaket für Innovationen wider.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20a) Mit Blick auf das allgemeine Ziel 
des Rahmenprogramms „Horizont 2020“, 
eine stärkere Vereinfachung und 
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Kohärenz herbeizuführen, sollten alle 
Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R der Dauer des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ 
Rechnung tragen.

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) In Übereinstimmung mit Artikel 287 
Absatz 1 AEUV kann im Gründungsakt 
von Einrichtungen oder sonstigen Stellen, 
die von der Union geschaffen werden, die 
Prüfung der Rechnungen über alle 
Einnahmen und Ausgaben dieser 
Einrichtungen durch den Rechnungshof 
ausgeschlossen werden. Gemäß Artikel 60 
Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 wird die Rechnungslegung 
der Einrichtungen im Sinne von 
Artikel 209 derselben Verordnung der 
Prüfung durch eine unabhängige 
Prüfstelle unterzogen, die unter anderem 
die Zuverlässigkeit der Rechnungslegung 
sowie die Rechtmäßigkeit und 
Ordnungsmäßigkeit der zugrunde 
liegenden Vorgänge beurteilt. Das Ziel 
der Vermeidung doppelter 
Rechnungsprüfungen rechtfertigt, dass 
die Rechnungslegung des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R nicht durch den 
Rechnungshof geprüft werden sollte.

(21) In Anbetracht der besonderen 
Merkmale und des derzeitigen Status der 
gemeinsamen Unternehmen und im 
Hinblick auf die Sicherstellung der 
Kontinuität mit dem Siebten 
Rahmenprogramm sollten die 
gemeinsamen Unternehmen weiterhin 
einer gesonderten Entlastung unterliegen. 
Abweichend von Artikel 60 Absatz 7 und 
Artikel 209 der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 sollte daher das 
Europäische Parlament auf Empfehlung 
des Rates Entlastung für die Ausführung 
des Haushaltsplans des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R erteilen. Somit sollten 
die in Artikel 60 Absatz 5 der Verordnung 
(EU, Euratom) Nr. 966/2012 festgelegten 
Berichtspflichten nicht für den Beitrag 
der Union zum Gemeinsamen 
Unternehmen S2R gelten, sie sollten aber 
soweit wie möglich den für Einrichtungen 
im Sinne von Artikel 208 dieser 
Verordnung vorgesehenen Pflichten 
entsprechen. Die Rechnungsprüfung und 
die Prüfung der Rechtmäßigkeit und 
Ordnungsmäßigkeit der zugrunde 
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liegenden Vorgänge sollten durch den 
Rechnungshof erfolgen.

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23a) Angesichts der Bedeutung 
kontinuierlicher Innovationen für die 
Wettbewerbsfähigkeit des Verkehrssektors 
der Union und der Zahl der gemeinsamen 
Unternehmen auf diesem Gebiet sollte die 
Angemessenheit der Bemühungen 
gemeinsamer Forschungsarbeiten auf 
dem Gebiet des Verkehrs rechtzeitig 
untersucht werden, insbesondere im 
Hinblick auf die Zwischenbewertung des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“.

Begründung

Horizontale Frage für alle gemeinsamen Technologieinitiativen in Verbindung mit der 
Verkehrsforschung. Dieser Änderungsantrag spiegelt das Ergebnis des Trilogs über das 
Investitionspaket für Innovationen wider.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Zur Koordinierung und Verwaltung der 
Investitionen der Union in Forschung und 
Innovation für den europäischen 

1. Zur Koordinierung und Verwaltung der 
Investitionen der Union in Forschung und 
Innovation für den europäischen 
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Schienenverkehrssektor wird für den 
Zeitraum bis zum 31. Dezember 2024 ein 
gemeinsames Unternehmen im Sinne des 
Artikels 187 AEUV (nachstehend 
„Gemeinsames Unternehmen 'Shift2Rail'“ 
oder „Gemeinsames Unternehmen S2R“) 
gegründet.

Schienenverkehrssektor wird für den 
Zeitraum bis zum 31. Dezember 2024 ein 
gemeinsames Unternehmen im Sinne des 
Artikels 187 AEUV (nachstehend 
„Gemeinsames Unternehmen ‚Shift2Rail‘“ 
oder „Gemeinsames Unternehmen S2R“) 
gegründet. Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R werden 
spätestens am 31. Dezember 2020 
veröffentlicht, damit der Dauer des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ 
Rechnung getragen wird. In 
ordnungsgemäß begründeten Fällen 
können Aufforderungen zur Einreichung 
von Vorschlägen bis zum 
31. Dezember 2021 veröffentlicht werden.

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) Beitrag zur Verwirklichung des 
einheitlichen europäischen 
Eisenbahnraums, zu einem schnelleren und 
kostengünstigeren Übergang zu einem 
attraktiveren, wettbewerbsfähigeren, 
effizienteren und nachhaltigeren 
europäischen Schienenverkehrssystem und 
zur Verlagerung des Straßen- und des 
Luftverkehrs auf die Schiene im Rahmen 
eines umfassenden und koordinierten 
Ansatzes, der dem Forschungs- und 
Innovationsbedarf des 
Schienenverkehrssystems und seiner 
Nutzer gerecht wird. Dabei sollten 
folgende Themengebiete behandelt 
werden: Schienenfahrzeuge, 

(b) Beitrag zur Verwirklichung des 
einheitlichen europäischen 
Eisenbahnraums, zu einem schnelleren und 
kostengünstigeren Übergang zu einem 
attraktiveren, benutzerfreundlicheren 
(auch für Personen mit eingeschränkter 
Mobilität), wettbewerbsfähigeren, 
effizienteren und nachhaltigeren 
europäischen Schienenverkehrssystem, zur 
Verlagerung des Straßen- und des 
Luftverkehrs auf die Schiene und zur 
Entwicklung eines starken und 
wettbewerbsfähigen europäischen 
Schienenverkehrssektors im Rahmen eines 
umfassenden und koordinierten Ansatzes, 
der dem Forschungs- und 
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Schieneninfrastruktur und 
Verkehrsmanagement für die 
Marktsegmente des Güterverkehrs sowie 
des Fern-, Regional-, Nah- und 
Stadtverkehrs im Bereich 
Personenbeförderung sowie intermodale 
Verbindungen zwischen der Schiene und 
anderen Verkehrsträgern, sodass den 
Nutzern eine integrierte End-to-End-
Lösung für ihren Reise- und 
Beförderungsbedarf auf der Schiene 
geboten wird – von der Hilfestellung bei 
Transaktionen bis hin zur Unterstützung 
während der Fahrt;

Innovationsbedarf des 
Schienenverkehrssystems und seiner 
Nutzer gerecht wird. Dabei sollten 
folgende Themengebiete behandelt 
werden: Schienenfahrzeuge, 
Schieneninfrastruktur und 
Verkehrsmanagement für die 
Marktsegmente des Güterverkehrs sowie 
des Fern-, Regional-, Nah- und 
Stadtverkehrs im Bereich 
Personenbeförderung sowie intermodale 
Verbindungen zwischen der Schiene und 
anderen Verkehrsträgern, sodass den 
Nutzern eine integrierte End-to-End-
Lösung für ihren Reise- und 
Beförderungsbedarf auf der Schiene 
geboten wird – von der Hilfestellung bei 
Transaktionen bis hin zur Unterstützung 
während der Fahrt;

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(d) Wahrnehmung der Funktion als 
zentrale Anlaufstelle für Forschungs- und 
Innovationsmaßnahmen im Bereich des 
Schienenverkehrs, die auf Ebene der Union 
gefördert werden, einschließlich 
Koordinierung der Projekte und 
Bereitstellung der einschlägigen 
Informationen für alle Beteiligten;

(d) Übernahme einer zentralen Rolle bei 
Forschungs- und Innovationsmaßnahmen 
im Bereich des Schienenverkehrs, die auf 
der Ebene der Union gefördert werden, 
einschließlich Koordinierung der Projekte 
und Bereitstellung der einschlägigen 
Informationen für alle Beteiligten;

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(e) aktive Förderung der Beteiligung und (e) aktive Förderung der Beteiligung und 
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Einbeziehung sämtlicher relevanter 
Akteure der gesamten 
Wertschöpfungskette des 
Schienenverkehrssektors und von 
außerhalb des traditionellen 
Schienenverkehrssektors, insbesondere von 
Produzenten von Eisenbahnausrüstung 
(sowohl von Schienenfahrzeugen als auch 
von Zugsteuerungssystemen) und deren 
Lieferkette, Infrastrukturbetreibern, 
Eisenbahnunternehmen (sowohl des 
Personen- als auch des Güterverkehrs), 
Leasing-Firmen für Schienenfahrzeuge, 
Zertifizierungsstellen, Berufsverbänden 
und Nutzervereinigungen (sowohl des 
Personen- als auch des Güterverkehrs), 
sowie der einschlägigen wissenschaftlichen 
Einrichtungen oder Wissenschaftskreise. 
Die Beteiligung kleiner und mittlerer 
Unternehmen (KMU) im Sinne der 
Definition in der Empfehlung 
2003/361/EG20 der Kommission wird 
gefördert.

Einbeziehung sämtlicher relevanter 
Akteure der gesamten 
Wertschöpfungskette des 
Schienenverkehrssektors und von 
außerhalb des traditionellen 
Schienenverkehrssektors, insbesondere von 
Produzenten von Eisenbahnausrüstung 
(sowohl von Schienenfahrzeugen als auch 
von Zugsteuerungs- und 
Verkehrsmanagementsystemen) und deren 
Lieferkette, Infrastrukturbetreibern, 
Eisenbahnunternehmen (sowohl des 
Personen- als auch des Güterverkehrs), 
Leasing-Firmen für Schienenfahrzeuge, 
Zertifizierungsstellen, Berufsverbänden 
und Nutzervereinigungen (sowohl des 
Personen- als auch des Güterverkehrs), 
sowie der einschlägigen wissenschaftlichen 
Einrichtungen oder Wissenschaftskreise. 
Die Beteiligung kleiner und mittlerer 
Unternehmen (KMU) im Sinne der 
Definition in der Empfehlung 
2003/361/EG20 der Kommission wird 
gefördert.

__________________ __________________
20 Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 
die Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, 
S. 36).

20 Empfehlung 2003/361/EG der 
Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 
die Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, 
S. 36).

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe e a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ea) Umsetzung von Maßnahmen zur 
Förderung der Beteiligung von KMU, 
Universitäten und Forschungszentren; in 
diesem Zusammenhang sollten 
Hindernisse ermittelt und behoben 
werden, die eine Beteiligung von neuen 
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Teilnehmern am Gemeinsamen 
Unternehmen S2R verhindern.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe e b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(eb) Bemühung um Komplementarität 
und engere Synergien mit den 
europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds („ESIF“), um die 
Forschungs- und Innovationskluft in 
Europa zu überbrücken; wenn möglich, 
Förderung der Interoperabilität zwischen 
dem Rahmenprogramm „Horizont 2020“ 
und diesen Fonds sowie einer 
kumulativen oder kombinierten 
Finanzierung; in diesem Zusammenhang 
werden die Maßnahmen darauf abzielen, 
das geistige Potenzial Europas voll 
auszuschöpfen und dadurch den 
wirtschaftlichen und sozialen Nutzen der 
Forschung und Innovation zu optimieren, 
und sie werden sich von den politischen 
Strategien und Maßnahmen der ESIF 
abheben, diese jedoch auch ergänzen.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Der maximale Finanzbeitrag der Union 
zur „Shift2Rail“-Initiative wird auf 
450 Mio. EUR, einschließlich der EFTA-
Beiträge, festgesetzt und wird aus den 
Mitteln des Gesamthaushaltsplans der 
Union, die für das Spezifische Programm 

1. Der maximale Finanzbeitrag der Union 
zur „Shift2Rail“-Initiative wird auf 
450 Mio. EUR, einschließlich der Beiträge 
der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Freihandelszone (EFTA), festgesetzt und 
wird aus den Mitteln des 
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zur Durchführung des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ vorgesehen sind, im 
Einklang mit den einschlägigen 
Bestimmungen des Artikels 58 Absatz 1 
Buchstabe c Ziffer iv und der Artikel 60 
und 61 der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 für Einrichtungen im Sinne 
von Artikel 209 der genannten Verordnung 
geleistet. Dieser Betrag umfasst Folgendes:

Gesamthaushaltsplans der Union, die für 
das Spezifische Programm zur 
Durchführung des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ vorgesehen sind, im 
Einklang mit den einschlägigen 
Bestimmungen des Artikels 58 Absatz 1 
Buchstabe c Ziffer iv und der Artikel 60 
und 61 der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 für Einrichtungen im Sinne 
von Artikel 209 der genannten Verordnung 
geleistet. Dieser Betrag umfasst Folgendes:

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Zusätzliche Mittel in Ergänzung des in 
Absatz 1 genannten Beitrags können mit 
Hilfe anderer Unionsinstrumente zur 
Förderung von Maßnahmen beigesteuert 
werden, die die Einführung ausgereifter 
Ergebnisse des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R zum Gegenstand 
haben.

2. Zusätzliche Mittel in Ergänzung des in 
Absatz 1 genannten Beitrags können mit 
Hilfe anderer Unionsinstrumente zur 
Förderung von Maßnahmen beigesteuert 
werden, die die Einführung ausgereifter 
innovativer Ergebnisse des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R zum Gegenstand 
haben.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 4 – Buchstabe d und d a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(d) die Vorkehrungen für die Bereitstellung 
der Daten, die die Kommission für die 
Formulierung ihrer Forschungs- und 
Innovationspolitik und die Erfüllung ihrer 
Verbreitungs- und Berichtspflichten 
benötigt;

(d) die Vorkehrungen für die Bereitstellung 
der Daten, die die Kommission für die 
Erfüllung ihrer Verbreitungs- und 
Berichtspflichten benötigt, auch auf dem 
einheitlichen Portal für Teilnehmer sowie 
über andere von der Kommission 
verwaltete Verbreitungskanäle für 
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„Horizont 2020“;

(da) die Vorkehrungen für die 
Veröffentlichung der von dem 
Gemeinsamen Unternehmen S2R 
organisierten Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen, auch auf 
dem einheitlichen Portal für Teilnehmer 
sowie über andere von der Kommission 
verwaltete elektronische 
Verbreitungskanäle für „Horizont 2020“.

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Für die Zwecke der Bestimmung des 
Werts der Sachbeiträge gemäß Absatz 2 
Buchstabe b und Klausel 15 Nummer 3 
Buchstabe b der Satzung in Anhang I 
werden die Kosten nach den üblichen 
Kostenrechnungsverfahren der 
betreffenden Rechtspersonen, den 
Rechnungslegungsgrundsätzen des Landes, 
in dem die betreffende Rechtsperson 
niedergelassen ist, und den relevanten 
internationalen 
Rechnungslegungsstandards (International 
Accounting Standards/International 
Financial Reporting Standards) bestimmt. 
Die Kosten werden von einem 
unabhängigen externen Prüfer zertifiziert, 
der von der jeweiligen Rechtsperson 
benannt wird. Die Bestimmung des Werts 
der Beiträge wird vom Gemeinsamen 
Unternehmen S2R überprüft. Bei 
verbleibenden Unsicherheiten kann das 
Gemeinsame Unternehmen S2R eine 
Prüfung der Wertbestimmung gemäß 

4. Für die Zwecke der Bestimmung des 
Werts der Beiträge gemäß Absatz 2 
Buchstabe b und Klausel 15 Absatz 3 
Buchstabe b der Satzung in Anhang I 
werden die Kosten nach den üblichen 
Kostenrechnungsverfahren der 
betreffenden Rechtspersonen, den 
Rechnungslegungsgrundsätzen des Landes, 
in dem die betreffende Rechtsperson 
niedergelassen ist, und den relevanten 
internationalen 
Rechnungslegungsstandards (International 
Accounting Standards/International 
Financial Reporting Standards) bestimmt. 
Die Kosten werden von einem 
unabhängigen externen Prüfer zertifiziert, 
der von der jeweiligen Rechtsperson 
benannt wird. Die Bewertungsmethode 
kann vom Gemeinsamen Unternehmen 
S2R überprüft werden, falls hinsichtlich 
der Zertifizierung Unklarheiten bestehen. 
Für die Zwecke dieser Verordnung 
werden die im Rahmen von zusätzlichen 
Tätigkeiten eingegangenen Kosten nicht 
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Klausel 20 der Satzung vornehmen. durch das Gemeinsame Unternehmen S2R 
oder ein anderes Organ der Union 
geprüft.

Begründung

Horizontale Frage. Dieser Änderungsantrag spiegelt das Ergebnis des Trilogs über das 
Investitionspaket für Innovationen wider.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Zusätzlich zu Absatz 5 kann die 
Kommission die Zahlung des 
Finanzbeitrags der Union zum 
Gemeinsamen Unternehmen S2R beenden, 
den Beitrag anteilsmäßig kürzen oder seine 
Zahlung aussetzen oder das 
Abwicklungsverfahren gemäß Klausel 23 
Nummer 2 der Satzung in Anhang I 
einleiten, wenn diese Mitglieder oder die 
mit ihnen verbundenen Rechtspersonen die 
in Absatz 2 genannten Beiträge nicht, nur 
teilweise oder verspätet leisten.

6. Zusätzlich zu Absatz 5 kann die 
Kommission die Zahlung des 
Finanzbeitrags der Union zum 
Gemeinsamen Unternehmen S2R beenden, 
den Beitrag anteilsmäßig kürzen oder seine 
Zahlung aussetzen oder das 
Abwicklungsverfahren gemäß Klausel 23 
Nummer 2 der Satzung in Anhang I 
einleiten, wenn diese Mitglieder oder die 
mit ihnen verbundenen Rechtspersonen die 
in Absatz 2 genannten Beiträge nicht, nur 
teilweise oder verspätet leisten. Der 
Beschluss der Kommission steht der 
Erstattung von förderfähigen Kosten 
nicht entgegen, die den Mitgliedern oder 
dem Gemeinsamen Unternehmen S2R 
zum Zeitpunkt der Unterrichtung des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R über 
diesen Beschluss bereits entstanden sind 
oder von ihnen bewilligt worden waren.

Begründung

Horizontale Frage. Dieser Änderungsantrag spiegelt das Ergebnis des Trilogs über das 
Investitionspaket für Innovationen wider.
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Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Das Gemeinsame Unternehmen S2R 
beschließt eine eigene Finanzregelung 
gemäß Artikel 209 der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 und der 
Verordnung (EU) Nr. … [Delegierte 
Verordnung über die Musterfinanzregelung 
für Einrichtungen im Sinne von 
Artikel 209 der Haushaltsordnung].

Unbeschadet von Artikel 12 beschließt das 
Gemeinsame Unternehmen S2R eine 
eigene Finanzregelung gemäß Artikel 209 
der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 und der Verordnung (EU) 
Nr. … [Delegierte Verordnung über die 
Musterfinanzregelung für ÖPP]. 

Begründung

Die Anpassungen/Änderungen sind für die direkte Entlastung des EP erforderlich.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Verwaltungsrat erlässt gemäß 
Artikel 110 des Statuts der Beamten einen 
Beschluss auf der Grundlage von Artikel 2 
Absatz 1 des Statuts der Beamten und 
Artikel 6 der Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten, durch den 
dem Exekutivdirektor die entsprechenden 
Befugnisse der Anstellungsbehörde 
übertragen und die Bedingungen festgelegt 
werden, unter denen die 
Befugnisübertragung ausgesetzt werden 
kann. Der Exekutivdirektor kann diese 
Befugnisse weiter übertragen.

Der Verwaltungsrat erlässt gemäß 
Artikel 110 des Statuts der Beamten einen 
Beschluss auf der Grundlage von Artikel 2 
Absatz 1 des Statuts der Beamten und 
Artikel 6 der Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten, durch den 
dem Exekutivdirektor die entsprechenden 
Befugnisse der Anstellungsbehörde 
übertragen und die Bedingungen festgelegt 
werden, unter denen die 
Befugnisübertragung ausgesetzt werden 
kann. Der Exekutivdirektor erstattet dem 
Verwaltungsrat Bericht über die 
übertragenen Befugnisse und kann diese 
weiter übertragen.
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Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Im Rahmen der außervertraglichen 
Haftung leistet das Gemeinsame 
Unternehmen S2R für alle Schäden, die 
sein Personal in Ausübung seiner Tätigkeit 
verursacht, Schadenersatz gemäß den 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die allen 
Mitgliedstaaten gemeinsam sind.

2. Im Rahmen der außervertraglichen 
Haftung leistet das Gemeinsame 
Unternehmen S2R für alle Schäden, die 
sein Personal oder die Mitglieder des 
Verwaltungsrats in Ausübung ihrer 
Tätigkeit verursachen, Schadenersatz 
gemäß den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen, die allen 
Mitgliedstaaten gemeinsam sind.

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Bis spätestens zum 31. Dezember 2017 
nimmt die Kommission eine 
Zwischenbewertung des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R vor. Die Kommission 
übermittelt die Schlussfolgerungen der 
Bewertung und ihre Anmerkungen dem 
Europäischen Parlament und dem Rat bis 
zum 30. Juni 2018.

1. Bis spätestens zum 30. Juni 2017 nimmt 
die Kommission mit Unterstützung 
unabhängiger Sachverständiger eine 
Zwischenbewertung des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R vor, einschließlich 
einer Bewertung der Beteiligung von 
kleinen und mittleren Unternehmen und 
der Offenheit ihnen gegenüber sowie der 
administrativen Funktionsweise des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R mit 
besonderem Schwerpunkt auf der 
Bekämpfung von administrativen 
Herausforderungen oder einem zu hohen 
Verwaltungsaufwand. Die Kommission 
erstellt einen Bericht über diese 
Bewertung, der auch die 
Schlussfolgerungen der Bewertung und die 
Anmerkungen der Kommission enthält. 
Diesen Bericht leitet die Kommission bis 
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zum 31. Dezember 2017 dem 
Europäischen Parlament und dem Rat zu. 
Die Ergebnisse der Zwischenbewertung 
des Gemeinsamen Unternehmens S2R 
werden bei der eingehenden Bewertung 
und der Zwischenbewertung nach 
Artikel 32 der Verordnung (EU) 
Nr. 1291/2013 berücksichtigt.

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Entlastung für den 
Haushaltsvollzug hinsichtlich des 
Beitrags der Union zum Gemeinsamen 
Unternehmen S2R ist Teil der Entlastung 
der Kommission, die das Europäische 
Parlament auf Empfehlung des Rates im 
Einklang mit dem Verfahren gemäß 
Artikel 319 AEUV gewährt.

1. Abweichend von Artikel 60 Absatz 7 
und Artikel 209 der Verordnung 
Nr. 966/2012 sollte das Europäische 
Parlament auf Empfehlung des Rates im 
Einklang mit dem Verfahren gemäß der 
Finanzordnung des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R Entlastung für die 
Ausführung des Haushaltsplans des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R 
erteilen.

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Das Gemeinsame Unternehmen S2R 
arbeitet umfassend mit den am 
Entlastungsverfahren beteiligten Organen 
zusammen und stellt gegebenenfalls alle 
zusätzlich benötigten Informationen 
bereit. Es kann in diesem Zusammenhang 
aufgefordert werden, an Sitzungen mit 
den jeweiligen Organen oder 
Einrichtungen teilzunehmen und den 
bevollmächtigten Anweisungsbefugten 
der Kommission zu unterstützen.

entfällt

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Unbeschadet der Klausel 19 Nummer 4 
der Satzung in Anhang I gewährt das 
Gemeinsame Unternehmen S2R 
Bediensteten der Kommission und anderen 
von dem Gemeinsamen Unternehmen S2R 
oder der Kommission ermächtigten 
Personen sowie dem Rechnungshof 
Zugang zu seinen Standorten und 
Räumlichkeiten sowie zu allen 
Informationen, auch in elektronischer 
Form, die für die Rechnungsprüfungen 
erforderlich sind.

1. Das Gemeinsame Unternehmen S2R 
gewährt Bediensteten der Kommission und 
anderen von dem Gemeinsamen 
Unternehmen S2R oder der Kommission 
ermächtigten Personen sowie dem 
Rechnungshof Zugang zu seinen 
Standorten und Räumlichkeiten sowie zu 
allen Informationen, auch in elektronischer 
Form, die für die Rechnungsprüfungen 
erforderlich sind.

Begründung

Die Anpassungen/Änderungen sind für die direkte Entlastung des EP erforderlich.
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Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5a. Die Bediensteten des Gemeinsamen 
Unternehmens, der Exekutivdirektor und 
die Mitglieder des Verwaltungsrats 
unterrichten OLAF unverzüglich über 
sämtliche Betrugsdelikte, von denen sie in 
Ausübung ihrer Tätigkeit bzw. 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben Kenntnis 
erlangt haben, ohne dass sie hierfür 
mitverantwortlich gemacht werden.

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Mit Blick auf das übergeordnete Ziel des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“, 
eine stärkere Vereinfachung und 
Harmonisierung der europäischen 
Förderungsstruktur für Forschung und 
Innovation zu erreichen, vermeiden 
gemeinsame Unternehmen Regelwerke, 
die sich von denjenigen des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ 
unterscheiden.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 1 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. „Assoziiertes Mitglied“ bezeichnet eine 
Rechtsperson oder eine Gruppe bzw. ein 

1. „Assoziiertes Mitglied“ bezeichnet eine 
Rechtsperson oder eine Gruppe bzw. ein 
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Konsortium von Rechtspersonen mit Sitz 
in einem Mitgliedstaat oder einem mit dem 
Rahmenprogramm „Horizont 2020“ 
assoziierten Land, die/das nach dem 
Verfahren der Klausel 4 Nummer 2 
ausgewählt wurde, die in Klausel 4 
Nummern 3 und 4 aufgeführten 
Bedingungen erfüllt und die vorliegende 
Satzung durch Unterzeichnung einer 
Einverständniserklärung gebilligt hat.

Konsortium von Rechtspersonen mit Sitz 
in einem Mitgliedstaat oder einem mit dem 
Rahmenprogramm „Horizont 2020“ 
assoziierten Land, die/das nach dem 
Verfahren der Klausel 4 Nummer 2 
ausgewählt wurde, die in Klausel 4 
Nummern 3 und 4 aufgeführten 
Bedingungen erfüllt und die vorliegende 
Satzung aufgrund eines Beschlusses der 
für ihre/seine Leitung zuständigen Stelle 
durch Unterzeichnung einer 
Einverständniserklärung gebilligt hat.

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 1 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. „Anderes Gründungsmitglied als die 
Union“ bezeichnet die in Anhang II 
aufgeführten Beitragszahler, von denen 
jeder sich für die Dauer des Bestehens des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R zur 
Zahlung von mindestens 30 Mio. EUR 
verpflichtet und die vorliegende Satzung 
durch Unterzeichnung einer 
Einverständniserklärung gebilligt hat.

2. „Anderes Gründungsmitglied als die 
Union“ bezeichnet einzelne 
Rechtspersonen, von denen sich jede auf 
der Grundlage einer gemeinsamen Vision 
für die Dauer des Bestehens des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R zur 
Zahlung von mindestens 30 Mio. EUR 
verpflichtet und die vorliegende Satzung 
aufgrund eines Beschlusses der für ihre 
Leitung zuständigen Stelle durch 
Unterzeichnung einer 
Einverständniserklärung gebilligt hat. Die 
Gründungsmitglieder sind in der Liste in 
Anhang II aufgeführt.

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 1 – Absatz 3 – Einleitung
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. „Innovationsprogramme“ oder „IP“ 
beziehen sich auf die Themenbereiche, die 
Grundlage für den in Nummer 4 genannten 
S2R-Masterplan sind. Die IP werden 
aufgrund ihrer Kapazität ausgewählt, 
maximale Leistungssteigerungen für eine 
oder mehrere Betriebsumgebungen zu 
bieten und ein Gesamtkonzept für das 
Eisenbahnsystem zu verfolgen. 
Unabhängig von einem Beschluss des 
Verwaltungsrats zur Änderung der Struktur 
des S2R-Masterplan sollte dieser die 
Schaffung zumindest der folgenden fünf IP 
vorsehen:

3. „Innovationsprogramme“ oder „IP“ 
beziehen sich auf die Themenbereiche, die 
Grundlage für den in Nummer 4 genannten 
S2R-Masterplan sind. Die IP werden 
aufgrund ihrer Kapazität ausgewählt, 
maximale Leistungssteigerungen für eine 
oder mehrere Betriebsumgebungen zu 
bieten und ein kundenorientiertes 
Gesamtkonzept für das Eisenbahnsystem 
zu verfolgen. Ihre Definition ermöglicht 
auch die Entwicklung und das Testen von 
bahnbrechenden innovativen Ideen. 
Unabhängig von einem Beschluss des 
Verwaltungsrats zur Änderung der Struktur 
des S2R-Masterplan sollte dieser die 
Schaffung zumindest der folgenden fünf IP 
vorsehen:

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 1 – Absatz 3 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) Kosteneffiziente und zuverlässige 
Hochleistungszüge;

(a) Kosteneffiziente und zuverlässige 
Züge, einschließlich Hochleistungszüge 
und Hochgeschwindigkeitszüge

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 1 – Absatz 3 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) Kosteneffiziente und zuverlässige 
Hochleistungsinfrastruktur;

(c) Kosteneffiziente, nachhaltige und 
zuverlässige Hochleistungsinfrastruktur;
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Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 2 – Buchstabe h

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(h) Bündelung der Nutzeranforderungen 
und Festlegung von 
Interoperabilitätsnormen, damit 
Investitionen in Forschung und Innovation 
auf operative und vermarktungsfähige 
Lösungen ausgerichtet werden;

(h) Bündelung der Nutzeranforderungen 
und Festlegung von 
Interoperabilitätsspezifikationen und 
technischen Normen, damit Investitionen 
in Forschung und Innovation auf operative 
und vermarktungsfähige Lösungen 
ausgerichtet werden;

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 2 – Buchstabe j

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(j) Auf- und Ausbau einer engen 
langfristigen Zusammenarbeit zwischen 
der Union, der verarbeitenden Industrie im 
Schienenverkehrssektor und anderen 
Interessenträgern, die für die Entwicklung 
bahnbrechender Innovationen und eine 
starke Durchdringung des Marktes mit 
innovativen Lösungen notwendig ist; 
einbezogen werden auch die 
Schienenverkehrsunternehmen und andere 
Interessenträger sowie Akteure außerhalb 
des traditionellen Schienenverkehrssektors;

(j) Auf- und Ausbau einer engen 
langfristigen Zusammenarbeit zwischen 
der Union, der verarbeitenden Industrie im 
Schienenverkehrssektor und anderen 
Interessenträgern, die für die Entwicklung 
bahnbrechender Innovationen und eine 
starke Durchdringung des Marktes mit 
innovativen Lösungen notwendig ist; 
einbezogen werden auch 
Kundenorganisationen, die 
Schienenverkehrsunternehmen und andere 
private und öffentliche Interessenträger – 
auch auf regionaler Ebene – sowie 
Akteure außerhalb des traditionellen 
Schienenverkehrssektors;

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
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Anhang I – Nummer 2 – Buchstabe k

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(k) Aufbau von Verbindungen zu 
nationalen und internationalen Forschungs- 
und Innovationsmaßnahmen im Bereich 
der Schienenverkehrstechnik, insbesondere 
über die Technologieplattform ERRAC, 
sowie zu Tätigkeiten in anderen Bereichen 
(z. B. ERTRAC/beratendes Gremium für 
die europäische Forschung im Bereich 
Straßenverkehr, ACARE/beratendes 
Gremium für Luftfahrtforschung und 
Innovation in Europa, Europäische 
Technologieplattform für den 
Schiffsverkehr, Manufuture/Plattform für 
künftige Produktionstechnologien, 
EuMaT/Technologieplattform für 
fortgeschrittene Ingenieurwerkstoffe und -
technologien).

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 2 – Buchstabe k a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ka) Aufbau von Verbindungen zu vielen 
verschiedenen Interessenträgern, 
darunter Forschungsorganisationen und 
Universitäten;

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 3 – Absatz 2 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Der Exekutivdirektor weist Mitglieder 
des Gemeinsamen Unternehmens S2R, 
die ihren Verpflichtungen zur Leistung 
der vereinbarten Finanzbeiträge nicht 
nachkommen, schriftlich auf ihr 
Versäumnis hin und setzt ihnen eine 
angemessene Frist zur Abhilfe. Wird 
innerhalb dieser Frist keine Abhilfe 
geschaffen, beruft der Exekutivdirektor 
eine Sitzung des Verwaltungsrates ein, in 
der darüber entschieden wird, ob die 
Mitgliedschaft des säumigen Mitglieds zu 
beenden ist oder ob andere Maßnahmen 
zu treffen sind, bis das Mitglied seinen 
Verpflichtungen nachgekommen ist. 
Kommt ein Mitglied seinen 
Verpflichtungen nicht nach, kann ihm 
vorerst sein Stimmrecht vom 
Verwaltungsrat entzogen werden, 
nachdem es angehört wurde und die 
Gelegenheit erhalten hat, seinen 
Verpflichtungen nachzukommen.

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 4 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die assoziierten Mitglieder des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R werden 
mit Hilfe einer offenen, nicht 
diskriminierenden und wettbewerblichen 
Bewerbungsaufforderung ausgewählt. Die 
erste Aufforderung für assoziierte 
Mitglieder wird spätestens drei Monate 
nach der Gründung des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R veröffentlicht. 
Weitere Aufforderungen sind abhängig 
von dem Bedarf an Schlüsselkompetenzen 
zur Durchführung des S2R-Masterplans. 
Alle Aufforderungen werden auf der S2R-

2. Die assoziierten Mitglieder des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R werden 
mit Hilfe einer offenen, nicht 
diskriminierenden und wettbewerblichen 
Bewerbungsaufforderung der Kommission 
ausgewählt und auf transparente Weise 
vom Verwaltungsrat bewertet. Bei der 
Bewertung und Auswahl werden unter 
anderem die Bedeutung der Beteiligung 
des Antragstellers für die Verwirklichung 
der Ziele des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R und des sich 
potenziell aus ihr ergebenden Mehrwerts, 
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Website veröffentlicht und über die 
Gruppe der nationalen Vertreter und 
andere Kanäle verbreitet, um im Interesse 
der Verwirklichung der Ziele des S2R-
Masterplans eine größtmögliche 
Beteiligung zu gewährleisten. Das 
Gemeinsame Unternehmen S2R fördert 
die Teilnahme von KMU sowie von 
Akteuren der gesamten 
Wertschöpfungskette des 
Schienenverkehrssektors und von 
Akteuren außerhalb des traditionellen 
Schienenverkehrssektors.

die finanzielle Solidität des Antragstellers 
und mögliche Interessenkonflikte mit den 
Zielen des Gemeinsamen Unternehmens 
S2R berücksichtigt.

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 4 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Kommission fasst den endgültigen 
Beschluss über die Auswahl assoziierter 
Mitglieder unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse der Bewertung, um eine 
geografische Ausgewogenheit sowie eine 
ausgewogene Teilnahme von KMU, der 
Forschungsgemeinschaft sowie von 
Akteuren der gesamten 
Wertschöpfungskette des 
Schienenverkehrssektors und von 
Akteuren außerhalb des traditionellen 
Schienenverkehrssektors sicherzustellen.

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 4 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Jedes Mitglied kann seine Mitgliedschaft 5. Jedes Mitglied kann seine Mitgliedschaft 
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im Gemeinsamen Unternehmen S2R 
kündigen. Die Kündigung wird sechs 
Monate nach Unterrichtung der anderen 
Mitglieder wirksam und unwiderruflich. 
Ab diesem Zeitpunkt ist das ehemalige 
Mitglied von allen Verpflichtungen 
entbunden, die das Gemeinsame 
Unternehmen S2R nicht bereits vor der 
Kündigung gebilligt hat oder eingegangen 
ist.

im Gemeinsamen Unternehmen S2R 
kündigen. Die Kündigung wird sechs 
Monate nach Unterrichtung der anderen 
Mitglieder wirksam und unwiderruflich. 
Ab diesem Zeitpunkt ist das ehemalige 
Mitglied von allen Verpflichtungen 
entbunden, die das Gemeinsame 
Unternehmen S2R nicht bereits vor der 
Kündigung gebilligt hat oder eingegangen 
ist. In diesen Fällen wird ein Konto für 
die Erfüllung finanzieller 
Verpflichtungen zwischen dem 
ausscheidenden Mitglied und dem 
Gemeinsamen Unternehmen S2R 
eröffnet.

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 4 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Die Mitgliedschaft im Gemeinsamen 
Unternehmen S2R kann nicht ohne 
vorherige einstimmige Zustimmung des 
Verwaltungsrates auf Dritte übertragen 
werden.

6. Die Mitgliedschaft im Gemeinsamen 
Unternehmen S2R kann nicht ohne 
vorherige einstimmige Zustimmung des 
Verwaltungsrates auf Dritte übertragen 
werden. Diese Zustimmung wird der 
Kommission zur Kenntnis gebracht, die 
diesbezüglich über ein Einspruchsrecht 
verfügt.

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 6 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) mindestens einem Vertreter der 
assoziierten Mitglieder je 
Innovationsprogramm (siehe Klausel 1 
Nummer 3). Diese Vertreter werden vom 
Verwaltungsrat des Gemeinsamen 

(c) mindestens einem Vertreter der 
assoziierten Mitglieder je 
Innovationsprogramm (siehe Klausel 1 
Nummer 3). Assoziierte Mitglieder, die als 
einzelne Rechtsperson die in Klausel 1 
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Unternehmens S2R benannt, wobei darauf 
geachtet wird, dass eine ausgewogene 
Vertretung der Akteure der gesamten 
Wertschöpfungskette im 
Schienenverkehrssektor und der Akteure 
außerhalb des traditionellen 
Schienenverkehrssektors gewährleistet ist.

Nummer 2 aufgeführten Kriterien 
erfüllen [d. h. einen eigenen Beitrag in 
Höhe von mindestens 30 Mio. EUR 
leisten] und zur Verwirklichung der Ziele 
nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a, b 
und c beitragen, sind im Verwaltungsrat 
vertreten. Die anderen Vertreter werden 
vom Verwaltungsrat des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R benannt, wobei darauf 
geachtet wird, dass eine ausgewogene 
Vertretung der Akteure und der Gebiete 
sowie die Vertretung der gesamten 
Wertschöpfungskette im 
Schienenverkehrssektor und der Akteure 
außerhalb des traditionellen 
Schienenverkehrssektors gewährleistet ist. 
Mindestens zwei dieser Vertreter sollten 
Vertreter von 
Schienenverkehrsunternehmen sein.

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 7 – Absatz 5 – Unterabsatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Ein Vertreter der Europäischen 
Eisenbahnagentur und der Vorsitzende 
oder der stellvertretende Vorsitzende der 
Gruppe der nationalen Vertreter nehmen 
an den Sitzungen des Verwaltungsrats als 
Beobachter teil.

Ein Vertreter der Europäischen 
Eisenbahnagentur nimmt an den Sitzungen 
des Verwaltungsrats als Beobachter teil.

Begründung

Horizontale Frage. Dieser Änderungsantrag spiegelt das Ergebnis des Trilogs über das 
Investitionspaket für Innovationen wider.

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 7 – Absatz 5 – Unterabsatz 5 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Vorsitzende oder der stellvertretende 
Vorsitzende der Gruppe der nationalen 
Vertreter ist berechtigt, als Beobachter an 
den Sitzungen des Verwaltungsrats 
teilzunehmen und sich an den 
Beratungen zu beteiligen, er verfügt 
jedoch nicht über ein Stimmrecht.

Begründung

Horizontale Frage. Dieser Änderungsantrag spiegelt das Ergebnis des Trilogs über das 
Investitionspaket für Innovationen wider.

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 7 – Absatz 5 – Unterabsatz 5 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Falls Themen erörtert werden, die in den 
Aufgabenbereich des Wissenschaftlichen 
Beirats fallen, ist der Vorsitzende des 
Wissenschaftlichen Beirats berechtigt, als 
Beobachter an den Sitzungen des 
Verwaltungsrats teilzunehmen und sich 
an den Beratungen zu beteiligen, er 
verfügt jedoch nicht über ein Stimmrecht.

Begründung

Horizontale Frage. Dieser Änderungsantrag spiegelt das Ergebnis des Trilogs über das 
Investitionspaket für Innovationen wider.

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 8 – Absatz -1 (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission bemüht sich im Rahmen 
ihrer Aufgabe im Verwaltungsrat, die 
Koordinierung der Aktivitäten des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R und 
der entsprechenden Aktivitäten des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ 
sicherzustellen, um Synergien zu fördern, 
wenn Prioritäten im Rahmen von in 
Zusammenarbeit durchgeführten 
Forschungsprojekten ermittelt werden.

Begründung

Horizontale Frage. Dieser Änderungsantrag spiegelt das Ergebnis des Trilogs über das 
Investitionspaket für Innovationen wider.

Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 8 – Absatz 1 – Buchstabe c b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(cb) Entscheidung über die endgültige 
Zusammensetzung des Verwaltungsrats, 
insbesondere durch die Auswahl der 
Vertreter der assoziierten Mitglieder mit 
Ausnahme derjenigen, die die Kriterien 
nach Klausel 1 Nummer 2 erfüllen; bei 
der endgültigen Auswahl ist auf eine 
ausgewogene Teilnahme von KMU sowie 
von Akteuren der gesamten 
Wertschöpfungskette des 
Schienenverkehrssektors und von 
Akteuren außerhalb des traditionellen 
Schienenverkehrssektors zu achten;

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 8 – Absatz 1 – Buchstabe n a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(na) Sicherstellung der Transparenz bei 
der Auswahl der Zulieferverträge, die im 
Rahmen dieser Verordnung 
abgeschlossen werden können;

Begründung
Die Änderung steht in Einklang mit der Abstimmung des Ausschusses für Industrie, 
Forschung und Energie über andere ÖPPs.

Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 9 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Der Exekutivdirektor wird vom 
Verwaltungsrat aus einer Liste von 
Bewerbern ernannt, die die Kommission 
im Anschluss an ein offenes und 
transparentes Auswahlverfahren 
vorschlägt.

1. Der Exekutivdirektor wird nach 
Maßgabe seiner Verdienste und 
nachgewiesenen Fähigkeiten im Bereich 
der Verwaltung und des Managements 
sowie seiner Kenntnisse und Erfahrungen 
auf den einschlägigen Fachgebieten vom 
Verwaltungsrat aus einer Liste von 
Bewerbern ausgewählt, die von der 
Kommission nach einem allgemeinen und 
transparenten Auswahlverfahren im 
Anschluss an die Veröffentlichung eines 
Aufrufs zur Interessenbekundung im 
Amtsblatt der Europäischen Union und 
an anderer Stelle vorgeschlagen wird. Das 
Europäische Parlament verfügt über ein 
Einspruchsrecht.
Vor seiner Ernennung stellt sich der vom 
Verwaltungsrat ausgewählte Bewerber 
den Fragen der Mitglieder des 
Ausschusses für Industrie, Forschung 
und Energie und des 
Haushaltskontrollausschusses des 
Europäischen Parlaments.
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Änderungsantrag 58

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 10 – Absatz 4 – Buchstabe g a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ga) regelmäßige Unterrichtung der 
Gruppe der nationalen Vertreter und des 
Wissenschaftlichen Beirats über alle für 
ihre beratende Rolle relevanten 
Angelegenheiten;

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 59

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 11 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 Die Europäische Eisenbahnagentur hat 
Beobachterstatus im Verwaltungsrat und 
trägt zur Festlegung und Umsetzung des 
S2R-Masterplans bei, insbesondere durch 
Wahrnehmung folgender beratender 
Aufgaben:

Die Europäische Eisenbahnagentur trägt 
zur Festlegung und Umsetzung des S2R-
Masterplans bei, insbesondere durch 
Wahrnehmung folgender beratender 
Aufgaben:

Änderungsantrag 60

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 11 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) Vorschläge für mögliche Änderungen 
des S2R-Masterplans und der jährlichen 
Arbeitspläne, insbesondere um 
sicherzustellen, dass der Forschungsbedarf 
im Zusammenhang mit der Verwirklichung 
des einheitlichen europäischen 

(a) Vorschläge für mögliche Änderungen 
des S2R-Masterplans und der jährlichen 
Arbeitspläne, insbesondere um 
sicherzustellen, dass der Forschungsbedarf 
im Zusammenhang mit der Verwirklichung 
des einheitlichen europäischen 
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Eisenbahnraums berücksichtigt wird; Eisenbahnraums berücksichtigt wird, und 
Bestimmung ihrer Relevanz für die Ziele 
nach Artikel 2 Absatz 2;

Änderungsantrag 61

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 11 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) Vorschläge für technische Normen für 
Forschung, Entwicklung und Validierung 
im Hinblick auf die Gewährleistung der 
Interoperabilität und Sicherheit der 
Ergebnisse nach Anhörung der in Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe e dieser Verordnung 
genannten Interessenträger;

(b) Vorschläge für Leitlinien für 
Maßnahmen im Bereich Forschung und 
Entwicklung, die zu technischen Normen 
führen, im Hinblick auf die 
Gewährleistung der Interoperabilität und 
Sicherheit der Ergebnisse nach Anhörung 
der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe e 
dieser Verordnung genannten 
Interessenträger;

Änderungsantrag 62

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 13 – Absatz 5 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) Stand der einschlägigen nationalen oder 
regionalen Forschungs- und 
Innovationsprogramme sowie Ermittlung 
von potenziellen Bereichen der 
Zusammenarbeit, einschließlich der 
Einführung einschlägiger Technologien;

(a) Stand der einschlägigen nationalen oder 
regionalen Forschungs- und 
Innovationsprogramme sowie Ermittlung 
von potenziellen Bereichen der 
Zusammenarbeit, einschließlich der 
Einführung einschlägiger Technologien, 
um einen Nutzen aus Synergien zu 
ziehen;

Änderungsantrag 63

Vorschlag für eine Verordnung
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Anhang I – Nummer 13 – Absatz 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5a. Die Gruppe der nationalen Vertreter 
erhält regelmäßig Informationen, unter 
anderem über die Teilnahme an 
Maßnahmen, die vom Gemeinsamen 
Unternehmen S2R finanziert werden, 
über die Ergebnisse aller 
Bewerbungsaufforderungen und 
Projektumsetzungen, über Synergien mit 
anderen einschlägigen Programmen der 
Union und über die Ausführung des S2R-
Haushaltsplans.

Begründung

Ergebnis des Trilogs über das Investitionspaket für Innovationen.

Änderungsantrag 64

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 13 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Die Gruppe der nationalen Vertreter 
kann von sich aus Empfehlungen zu 
technischen, verwaltungstechnischen und 
finanziellen Fragen an das Gemeinsame 
Unternehmen S2R richten, und zwar 
insbesondere bei Fragen, die nationale oder 
regionale Interessen berühren. Das 
Gemeinsame Unternehmen S2R 
unterrichtet die Gruppe der nationalen 
Vertreter darüber, welche 
Folgemaßnahmen es in Bezug auf diese 
Empfehlungen ergriffen hat.

6. Die Gruppe der nationalen Vertreter 
kann von sich aus Empfehlungen zu 
technischen, verwaltungstechnischen und 
finanziellen Fragen an den Verwaltungsrat 
richten, und zwar insbesondere bei Fragen, 
die nationale oder regionale Interessen 
berühren. Der Verwaltungsrat unterrichtet 
die Gruppe der nationalen Vertreter 
darüber, welche Folgemaßnahmen er in 
Bezug auf diese Empfehlungen ergriffen 
hat.

Änderungsantrag 65

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 14 – Absatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Das Gemeinsame Unternehmen S2R 
kann zur Durchführung der in Klausel 2 
vorgesehenen Aufgaben eine begrenzte 
Zahl von Arbeitsgruppen einsetzen, die 
Tätigkeiten ausführen, die ihnen vom 
Verwaltungsrat übertragen werden. Diese 
Gruppen setzen sich aus Fachleuten 
zusammen und arbeiten nach dem 
Grundsatz der Transparenz.

1. Das Gemeinsame Unternehmen S2R 
kann zur Durchführung der in Klausel 2 
vorgesehenen Aufgaben eine begrenzte 
Zahl von Arbeitsgruppen einsetzen, die 
Tätigkeiten ausführen, die ihnen vom 
Verwaltungsrat übertragen werden. Diese 
Gruppen setzen sich aus Fachleuten mit 
einschlägigen Kenntnissen von unter 
anderem Forschungsorganisationen, 
KMU und Schienenverkehrsunternehmen 
zusammen und arbeiten nach dem 
Grundsatz der Transparenz.

Änderungsantrag 66

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 15 – Absatz 3 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) Sachbeiträge der anderen Mitglieder 
als der Union und der mit ihnen 
verbundenen Rechtspersonen, die den 
Kosten entsprechen, die ihnen bei der 
Durchführung indirekter Maßnahmen 
entstehen, abzüglich des Beitrags des 
Gemeinsamen Unternehmens und eines 
etwaigen sonstigen Unionsbeitrags zu 
diesen Kosten.

(b) Sach- oder Geldbeiträge der anderen 
Mitglieder als der Union und der mit ihnen 
verbundenen Rechtspersonen, die den 
Kosten entsprechen, die ihnen bei der 
Durchführung indirekter Maßnahmen 
entstehen, abzüglich des Beitrags des 
Gemeinsamen Unternehmens und eines 
etwaigen sonstigen Unionsbeitrags zu 
diesen Kosten.

Änderungsantrag 67

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang 1 – Nummer 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Der Exekutivdirektor erstattet dem 
Verwaltungsrat jährlich Bericht über die 
Erfüllung seiner Pflichten gemäß der 

1. Der Exekutivdirektor erstattet dem 
Verwaltungsrat jährlich Bericht über die 
Erfüllung seiner Pflichten gemäß der 
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Finanzregelung des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R.

Finanzregelung des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R.

2. Bis zum 15. Februar eines jeden Jahres 
legt der Exekutivdirektor dem 
Verwaltungsrat den jährlichen 
Tätigkeitsbericht über die Fortschritte des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R im 
Vorjahr zur Genehmigung vor; darin wird 
insbesondere auf den für dieses Vorjahr 
geltenden Arbeitsplan Bezug genommen. 
Dieser Bericht enthält unter anderem 
Informationen über folgende Aspekte:

2. Innerhalb von zwei Monaten nach 
Abschluss eines jeden Haushaltsjahres 
legt der Exekutivdirektor dem 
Verwaltungsrat den jährlichen 
Tätigkeitsbericht über die Fortschritte des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R im 
Vorjahr zur Genehmigung vor; darin wird 
insbesondere auf den für dieses Vorjahr 
geltenden Arbeitsplan Bezug genommen. 
Dieser Bericht enthält unter anderem 
Informationen über folgende Aspekte:

(a) Forschung, Innovation und sonstige 
Maßnahmen, die durchgeführt wurden, 
sowie die entsprechenden Ausgaben;

(a) Forschung, Innovation und sonstige 
Maßnahmen, die durchgeführt wurden, 
sowie die entsprechenden Ausgaben;

(b) die eingereichten Maßnahmen mit einer 
Aufschlüsselung nach Art der Teilnehmer 
(einschließlich KMU) und nach Ländern;

(b) die eingereichten Maßnahmen mit einer 
Aufschlüsselung nach Art der Teilnehmer 
(einschließlich KMU) und nach Ländern;

(c) die für eine Finanzierung ausgewählten 
Maßnahmen mit einer Aufschlüsselung 
nach Art der Teilnehmer (einschließlich 
KMU) und nach Ländern; den vom 
Gemeinsamen Unternehmen S2R für die 
einzelnen Teilnehmer und Maßnahmen zur 
Verfügung gestellten Beitrag.

(c) die für eine Finanzierung ausgewählten 
Maßnahmen mit einer Aufschlüsselung 
nach Art der Teilnehmer (einschließlich 
KMU) und nach Ländern; den vom 
Gemeinsamen Unternehmen S2R für die 
einzelnen Teilnehmer und Maßnahmen zur 
Verfügung gestellten Beitrag.

Der jährliche Tätigkeitsbericht wird nach 
seiner Genehmigung durch den 
Verwaltungsrat der Gruppe der nationalen 
Vertreter übermittelt und öffentlich 
zugänglich gemacht.

Der jährliche Tätigkeitsbericht wird nach 
seiner Genehmigung durch den 
Verwaltungsrat der Gruppe der nationalen 
Vertreter übermittelt und öffentlich 
zugänglich gemacht.

3. Das Gemeinsame Unternehmen S2R 
erstattet der Kommission gemäß 
Artikel 60 Absatz 5 der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 jährlich Bericht.

3. Bis zum 1. März des folgenden 
Haushaltsjahres übermittelt der 
Rechnungsführer des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R dem 
Rechnungsführer der Kommission und 
dem Rechnungshof den vorläufigen 
Jahresabschluss.

4. Die Rechnungsführung des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R wird 
von einer unabhängigen Prüfstelle im 
Einklang mit Artikel 60 Absatz 5 der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
überprüft.
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Sie wird nicht vom Rechnungshof 
geprüft.

Bis zum 31. März des folgenden 
Haushaltsjahres übermittelt das 
Gemeinsame Unternehmen S2R dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und 
dem Rechnungshof den Bericht über die 
Haushaltsführung und das 
Finanzmanagement.
Nach Eingang der Bemerkungen des 
Rechnungshofs zu dem vorläufigen 
Jahresabschluss des Gemeinsamen 
Unternehmens S2R gemäß Artikel 148 der 
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 966/2012 
erstellt der Rechnungsführer den 
endgültigen Jahresabschluss des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R, und 
der Exekutivdirektor legt ihn dem 
Verwaltungsrat zur Stellungnahme vor.
Der Verwaltungsrat nimmt Stellung zu 
dem endgültigen Jahresabschluss des 
Gemeinsamen Unternehmens S2R.
Der Exekutivdirektor übermittelt den 
endgültigen Jahresabschluss zusammen 
mit der Stellungnahme des 
Verwaltungsrats bis zum 1. Juli des 
folgenden Haushaltsjahres dem 
Europäischen Parlament, dem Rat, der 
Kommission und dem Rechnungshof.
Der endgültige Jahresabschluss wird bis 
zum 15. November des folgenden Jahres 
im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht.
Der Exekutivdirektor übermittelt dem 
Rechnungshof bis zum 30. September 
eine Antwort auf die vom Rechnungshof 
in seinem Jahresbericht formulierten 
Bemerkungen. Der Exekutivdirektor 
übermittelt diese Antwort auch dem 
Verwaltungsrat.
Der Exekutivdirektor unterbreitet dem 
Europäischen Parlament auf dessen 
Ersuchen und gemäß Artikel 165 Absatz 3 
der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 alle Informationen, die für 
die problemlose Abwicklung des 
Entlastungsverfahrens für das betreffende 
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Haushaltsjahr erforderlich sind.

Begründung

Die Anpassungen/Änderungen sind für die direkte Entlastung des EP erforderlich.
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BEGRÜNDUNG

Die Berichterstatterin begrüßt den Vorschlag der Kommission zur Gründung des 
Gemeinsamen Unternehmens „Shift2Rail“ als wichtigen Teil des Investitionspakets für 
Innovationen im Rahmen von „Horizont 2020“.

Bessere Leitungsstruktur

Was die horizontalen Änderungen angeht, ist die Berichterstatterin der Ansicht, dass die 
Leitungsstruktur und die Funktionsweise offen, transparent, effektiv und effizient sein und 
einem möglichst breiten Spektrum von in ihren jeweiligen Fachbereichen tätigen 
Interessenträgern die Möglichkeit zur Teilnahme bieten sollten.

Daher betont die Berichterstatterin, dass die im Zuge der Verhandlungen über 
„Horizont 2020“ vereinbarten Grundsätze für ÖPPs und die damit zu erreichenden Ziele 
eingehalten werden müssen.

Die von der Berichterstatterin vorgeschlagenen Änderungen der Leitungsstruktur von 
„Shift2Rail“ befassen sich hauptsächlich mit der Umsetzung der neuen politischen Strategie 
für gemeinsame Technologieinitiativen, die im Zuge der Verhandlungen über 
„Horizont 2020“ vereinbart wurde. Mit den Änderungen sollen die Transparenz und Offenheit 
der Leitungsstrukturen verbessert werden.

Offenheit und Transparenz sollten jedoch nicht auf die internen Abläufe und 
Leitungsverfahren des gemeinsamen Unternehmens begrenzt sein. Die Berichterstatterin hat 
verschiedene Änderungen vorgenommen, die der Stärkung dieser Grundsätze auch im 
Hinblick auf die Einbeziehung von Partnern bei „Shift2Rail“ durch wettbewerbliche 
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen dienen.
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ANHANG – SCHREIBEN DES AUSSCHUSSES FÜR VERKEHR UND 
FREMDENVERKEHR

Amalia Sartori
Vorsitzende 
Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie
ASP 08 E 205

Betrifft: Shift2rail – Stellungnahme des Ausschusses für Verkehr und 
Fremdenverkehr

Sehr geehrte Frau Sartori,

der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr hat die Einführung eines europäischen 
Ansatzes für Forschung und Innovation im Schienenverkehrssektor von Anfang an 
nachdrücklich unterstützt. Der Legislativvorschlag für die Gründung des Gemeinsamen 
Unternehmens „Shift2Rail“ ist der letzte Schritt, um diese Initiative in Gang zu bringen.

Da das Ende dieser Wahlperiode bereits kurz bevor steht und der große Wunsch herrscht, so 
schnell wie möglich zu einer Einigung zu kommen, hat der Ausschuss für Verkehr und 
Fremdenverkehr beschlossen, im Wege einer Stellungnahme in Form eines Schreibens des 
Vorsitzenden zu diesem Konsultationsverfahren beizutragen.

Eines der wichtigsten Ziele des Ausschusses ist die Reform des europäischen 
Eisenbahnsystems, damit der Schienenverkehr erfolgreich mit anderen Verkehrsträgern in 
Wettbewerb treten kann. Der „Shift2Rail“-Vorschlag verfügt über ein reales Potenzial, zu 
einem attraktiveren, wettbewerbsfähigeren, effizienteren, stärker integrierten und 
nachhaltigeren europäischen Schienenverkehrssystem beizutragen. Daher wäre ich Ihnen sehr 
verbunden, wenn Ihr Ausschuss folgende Elemente bei der Annahme seines Standpunkts 
berücksichtigen könnte.

Allgemeine Ziele des Vorschlags
Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr unterstützt diese Initiative der Kommission 
nachdrücklich. Das allgemeine Ziel des Vorschlags, die Forschung im Bereich des 
Schienenverkehrs durch eine solide Finanzierung in der Form eines gemeinsamen 
Unternehmens besser zu koordinieren, wird von diesem Ausschuss uneingeschränkt 
mitgetragen.

Neue Technologien können viel dazu beitragen, das Schienenverkehrsnetz Europas zu 
modernisieren, die Kosten für den Betrieb und die Infrastrukturen zu senken, die Nutzung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen, insbesondere an den Bahnhöfen, und innovative 
Technologien für effiziente Energieeinsparungen zu fördern und neue 
Geschäftsmöglichkeiten für die europäische Eisenbahnzulieferindustrie mit der EU und dem 
Rest der Welt zu schaffen. So wird beispielsweise ERTMS als einzigartiges europäisches 
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Zugsteuerungssystem entwickelt, um nach und nach die existierenden, nicht miteinander 
kompatiblen Systeme in Europa zu ersetzen. Dies schafft erhebliche Vorteile für den 
Schienenverkehrssektor, da der internationale Güter- und Personenverkehr dadurch 
angekurbelt wird. ERTMS gilt als das leistungsstärkste Zugsteuerungssystem der Welt, was 
die Einsparungen bei den Wartungskosten, die Sicherheit, die Zuverlässigkeit, die 
Pünktlichkeit und die Verkehrsleistungsfähigkeit angeht, und erfreut sich daher auch 
außerhalb Europas immer größerer Beliebtheit: in China, Indien, Taiwan, Südkorea und 
Saudi-Arabien wird es beispielsweise zum bevorzugten Zugsteuerungssystem.

Dennoch leiden Forschung und Innovation im Schienenverkehrssektor in der EU unter einer 
Reihe ausgeprägten Marktversagensfaktoren und systembedingten Mängeln, aufgrund derer 
ein Eingreifen der öffentlichen Hand erforderlich ist: das hohe Maß an kundenspezifischer 
Anpassung aufgrund der großen Vielfalt an nationalen Normen und Betriebsbedingungen, das 
Fehlen eines systemweiten Ansatzes für Innovation und die Komplexität der Schnittstellen 
zwischen den Teilsystemen des Schienenverkehrssektors, begrenzte private Investitionen in 
Forschung und Innovation sowie begrenzte Markteinführung von Innovationen aufgrund der 
niedrigen Betriebssicherheitsreserven und der Finanzierungslücken im gesamten 
Innovationszyklus und erhöhte finanzielle Risiken aufgrund der Kapitalintensität von 
Investitionen. Diese systembedingten Mängel führen zu höheren Produktionskosten und 
letztendlich zu höheren Kosten für das gesamte Schienenverkehrssystem, wodurch die 
Wettbewerbsfähigkeit des Systems gegenüber anderen Verkehrsträgern beeinträchtigt wird. 
Darüber hinaus ist Asien inzwischen im Begriff, Europa als den größten Zuliefermarkt im 
Schienenverkehrssektor zu überholen, was auf erhöhte Investitionen in Forschung und 
Innovation in Ländern wie China und Korea zurückzuführen ist.

Vor dem Hintergrund dieser Herausforderungen ist der Vorschlag für einen koordinierten 
Ansatz der EU für Forschung und Innovation im Schienenverkehrssektor in Form der 
Gründung eines gemeinsamen Unternehmens, das die Vollendung des einheitlichen 
europäischen Eisenbahnraums unterstützt und die Wettbewerbsfähigkeit des 
Schienenverkehrssektors der EU gegenüber den anderen Verkehrsträgern und gegenüber der 
ausländischen Konkurrenz steigert, ein Schritt in die richtige Richtung. Die Interessenträger 
sehen die größten Vorteile eines solchen gemeinsamen Unternehmens in der 
Koordinierungstätigkeit, in der Programmplanung und Ausführung von Forschungs- und 
Innovationstätigkeiten im Schienenverkehrssektor durch eine einzige, zweckbestimmte 
Verwaltungsstruktur, wodurch eine stärkere Kontinuität und eine geringere Zersplitterung 
sichergestellt ist.

Mittel
Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr unterstützt nachdrücklich den Finanzbeitrag 
der Union zur „Shift2Rail“-Initiative in Höhe von 450 Mio. EUR, einschließlich der EFTA-
Beiträge, der aus den Mitteln für das Spezifische Programm zur Durchführung des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ bestritten wird.

Die Industrie steuert sogar höhere Beiträge bei, wie sie die Union zur Deckung der 
Betriebskosten zur Verfügung stellt (470 Mio. EUR). Es ist wichtig, dass sich die Industrie 
und der Schienenverkehrssektor weiterhin dieser Initiative verschreiben und die 
versprochenen Beiträge einbringen. Das Gemeinsame Unternehmen „Shift2Rail“ sollte auch 
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allen Interessenträgern offenstehen, die der Initiative beitreten wollen und bereit sind, den 
erforderlichen Finanzbeitrag zu zahlen.

Ein starkes Signal, dass die EU bereit ist, ihren Anteil an der Finanzierung zur Verfügung zu 
stellen, ist von großer Bedeutung. Es ist darauf hinzuweisen, dass in dem Betrag von 
450 Mio. EUR bereits die vereinbarten Mittelkürzungen für die Forschungsfinanzierung im 
Jahr 2013 berücksichtigt sind – ursprünglich wollte die Kommission 600 Mio. EUR 
beisteuert. Daher können weitere Kürzungen nicht gerechtfertigt werden. Kürzungen würden 
zu Kürzungen der Beiträge der Industrie führen und daher doppelten Schaden zufügen.

Ziele
Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr spricht sich für die Ziele gemäß Artikel 2 
Absatz 1 des Vorschlags sowie für die fünf Innovationspfeiler aus, in deren Rahmen die 
Forschung des Gemeinsamen Unternehmens „Shift2Rail“ organisiert wird. Darüber hinaus 
unterstützt der Ausschuss den systemweiten Ansatz, der der Forschung zugrunde liegt. Der 
Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr hält es jedoch für sinnvoll, die 
Leistungsindikatoren in Artikel 2 Absatz 2 um die Ziele der Verbesserung der 
Umweltleistung des Schienenverkehrs, wie die Lärmminderung an der Quelle, sowie der 
Sicherheit des Schienenverkehrssystems zu erweitern. Obwohl der Schienenverkehr bereits 
sehr sicher ist, wären weitere Verbesserungen ein wichtiger Erfolg und ein Indikator, der 
einfach zu messen ist, da bereits statistische Daten über die Sicherheit des Systems griffbereit 
zur Verfügung stehen.

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr würde jedoch einige der vorgeschlagenen 
Leistungsindikatoren in Frage stellen, wie beispielsweise die Indikatoren in Buchstabe b 
(„eine Erhöhung der Kapazität des Schienenverkehrssystems um 100 % zur Deckung der 
gestiegenen Nachfrage nach Dienstleistungen im Bereich der Personen- und 
Güterbeförderung auf der Schiene“) und Buchstabe c („eine Erhöhung der Zuverlässigkeit 
und Pünktlichkeit von Schienenverkehrsdiensten um 50 %“). Diese Indikatoren scheinen 
aufgrund der Komplexität des Schienenverkehrssystems und der fehlenden statistischen Daten 
in verschiedenen Bereichen nur schwer messbar, und die Ergebnisse spiegeln möglicherweise 
nicht direkt wieder, was im Bereich der Forschung im Schienenverkehrssektor erreicht wurde.

Europäische Eisenbahnagentur
Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr unterstützt die Aufnahme der Europäischen 
Eisenbahnagentur als Beobachter in den Verwaltungsrat des Gemeinsamen Unternehmens 
„Shift2Rail“ sowie ihre Rolle bei der Definition und Umsetzung des Masterplans. Es sollte 
dafür Sorge getragen werden, dass die Rolle der Europäischen Eisenbahnagentur ihre 
zunehmenden Zuständigkeiten für die Interoperabilität und Sicherheit des europäischen 
Schienenverkehrssystems gemäß der Interoperabilitätsrichtlinie und der Sicherheitsrichtlinie, 
die derzeit überarbeitet werden, widerspiegelt. Der Ausschuss für Verkehr und 
Fremdenverkehr ist der Ansicht, dass die Europäische Eisenbahnagentur in der Zukunft eine 
deutlich wichtigere Rolle spielen sollte.

Schließlich fordere ich Ihren Ausschuss nachdrücklich auf, den möglichst raschen Abschluss 
dieses Verfahrens zu unterstützen. Es hat lange gedauert, bis diese Initiative umgesetzt wurde. 
Nun sollten wir ihr Inkrafttreten nicht länger verzögern.
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Mit freundlichen Grüßen

Brian Simpson
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